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VORWORT

Am 7. und 8. Oktober 1985 veranstaltete das DFG-Projekt ,,Deutsche
Gewerkschaften* zusammen mit der Sektion Geschichte der Arbeiterbewe-
gung der Historischen Kommission zu Berlin in Berlin-Nikolassee seine vierte
Konsultationskonferenz. Die Tagung diente der Vorbereitung einer Darstel-
lung der Gewerkschaftsgeschichte der Weimarer Republik, die den Abschluf
des laufenden Editionsprojektes ,,Quellen zur Geschichte der deutschen Ge-
werkschaften im 20. Jahrhundert® bilden soll. Es ging darum, den sozial-
und wirtschaftshistorischen Rahmen einer Gewerkschaftsgeschichte der Wei-
marer Republik abzustecken. Dabei stand das Spannungsverhiltnis von Wirt-
schafts- und Sozialpolitik naturgemifl im Zentrum des Interesses und prigte
weitgehend den Ablauf der Verhandlungen. Es lag daher nahe, die Ver-
o6ffentlichung der Konferenzpapiere auf diese Fragestellung zu konzentrieren
und durch weitere, auf diesen thematischen Schwerpunkt orientierte Beitrage
zu erginzen, die zum Teil aus der dritten Konsultationskonferenz des Projekts
hervorgingen. Andererseits mufite auf die Wiedergabe der 6ffentlichen Diskus-
sion verzichtet werden, die zum Abschlufy der Tagung unter der Leitung von
Wolfram Fischer in der Freien Universitit Berlin stattfand. Die Debatte iiber
okonomische Zwangslagen und Handlungsspielraume in der Weltwirtschafts-
krise verfolgte in erster Linie den Zweck, eine breitere Offentlichkeit mit
einer Kontroverse unter Historikern bekannt zu machen, die auch den Hinter-
grund fiir die Beitrage dieses Bandes bildet.

Der Herausgeber hat vielen zu danken, die ihm bei der Vorbereitung der
Konferenz und der Drucklegung ihrer Ergebnisse geholfen haben. Die Deutsche
Forschungsgemeinschaft hat die Mittel zur Durchfiihrung der Tagung zur Ver-
figung gestellt. Der Verein zur Férderung der Geschichte der deutschen und
internationalen Arbeiterbewegung (Bochum) erméglichte die Anfertigung der
Bibliographie. Hermann Weber, der Leiter des Projektes ,,Deutsche Gewerk-
schaften®, sowie Dieter Langewiesche, Klaus Schénhoven und Klaus Tenfelde
haben zusammen mit dem Herausgeber die Konzeption der Veranstaltung er-
arbeitet. Die Betreuung der Konferenz lag in erster Linie bei Edith Reinhardt,
der Sachbearbeiterin des Projekts. Die Historische Kommission zu Berlin war
— wie immer — eine vorziigliche Gastgeberin. lhnen allen sei herzlich gedankt.

Bochum, im Mai 1986 Werner Abelshauser



Michael Drupp

GEMEINNUTZIGE BAUVEREINE IM WOHNUNGSWESEN DER
WEIMARER REPUBLIK

L

Das Wohnungswesen in der Weimarer Republik war ein zentrales Politik-
feld im Rahmen der neu entfalteten wohlfahrtsstaatlichen Aktivititen. Der
politische Eingriff in den bis 1914 weitgehend privatwirtschaftlich organisier-
ten Wohnungssektor stief zwar von Anfang an auf Kritik'; unter stidtebau-
lichen, sozial- und kulturpolitischen Gesichtspunkten wurden gleichwohl be-
achtliche Ergebnisse erzielt. Mieterschutzvorschriften, &ffentliche Wohnraum-
bewirtschaftung, Mietpreisfestsetzung und finanzielle Wohnungsbauférderung
stellten wesentliche Bestandteile des staatlichen Instrumentariums dar. Von
nicht zu unterschitzender Bedeutung fir den relativen Erfolg der Weimarer
Wohnungspolitik diirften jedoch auch Art und Umfang der Trigerschaft des
offentlich gefrderten Wohnungsbaus gewesen sein. Gemeinniitzig-genossen-
schaftliche Wohnungsunternehmen, die vor 1914 quantitativ eher bescheidene
Wohnungsbauleistungen erbracht hatten, entwickelten sich in den 20er Jahren
zu den Haupttrigern wohlifahrtsstaatlicher Forderungsmafinahmen. Rechts-
formen, Beteiligungsverhiltnisse, motivationale Handlungsgrundlagen, Lei-
stungspotentiale, politische Ausrichtung und soziales Umfeld gemeinniitzi-
ger Bauvereine — der Begriff ,,gemeinniitziges Wohnungsuntrnehmen* wur-
de erst mit der Verrechtlichung der Gemeinniitzigkeit gegen Ende der 2Q0er
Jahre allgemeiner Sprachgebrauch — waren auferordentlich vielfiltig®. Ge-
meinsamkeiten ergaben sich aus den in der Regel satzungsmifig festgelegten
»»gemeinniitzigen Merkmalen*: der Bau zweckmifig gestalteter, gesunder und
preiswerter Wohnungen fur ,,Minderbemittelte*>, die Gewinnbeschrinkung

1 Marcus Gitermann, Die Bekdmpfung der Wohnungsnot in Deutschiand, in: Annalen
der Gemeinwirtschaft, 2. Jg., 1926, S. 146.

2 Die Typenvielfalt wohnungswirtschaftlicher Betriebe ist frihzeitig Gegenstand
unternehmensmorphologischer Forschung gewesen. Siehe vor allem Gerhard Weisser,
Unternehmenstypen in der Wohnungswirtschaft, in: Hermann Wandersleb (Hrsg.),
Handworterbuch des Stidtebaus, Wohnungs- und Siedlungswesen, 3. Band, Stutt-
gart 1959, S. 1480ff. sowie ders., Wirtschaftsverfassungspolitik am Beispiel der
Wohnungswirtschaft erértert, in: Finanzarchiv, N.I'., Bd. 7, 1940, S. 100ff.

3 Der Begriff ,,Minderbemittelte” wurde in der spiteren Praxis der Steuerbehorden
grofziigig interpretiert. Als ,,minderbemittelt* galt z.B. auch ein Beamter mit hohe-
rem Einkommen, sofern er mehrere in der Ausbildung befindliche Kinder hatte oder
— aufler fir seine eigene Familie — noch fir unbemittelte Verwandte oder sonstige
Angehdrige sorgen mufite. Siche R. Hellwig, Das Steuerrecht der gemeinniitzigen
Bauvereinigung, in: Schlesisches Heim, 3. Jg., 1929, Nr. 11, S. 216.
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(auf 4 %, oft auch 5% der eingezahlten Einlagen) sowie die Zweckbindung
der Mitte]*. Diese Gemeinniitzigkeitskriterien hatten sich — gleichsam ,,vor-
staatlich™ — seit der Grindung der ersten gemeinniitzigen Wohnungsunter-
nehmen in der Mitte des 19. Jahrhunderts herausgebildet®. Die Weimarer
Wohnungspolitik konnte an diese wohnungsreformerische Tradition an-
kniipfen. Zum einen entfalteten Staat und Kommunen nach 1918 ecigene
unternehmerische Aktivititen, die iiber den o6ffentlichen Arbeitgeberwoh-
nungsbau der Vorkriegszeit wesentlich hinausgingen; zum anderen iibte die
offentliche Hand nun ihrerseits einen wachsenden EinfluR auf die gemein-
nitzige Angebotsstruktur aus.

Zielsetzung des vorliegenden Beitrages ist es, Formen und Leistungen wie
auch Grenzen und Konfliktlinien dieses im Wohnungswesen erstmalig auf
breiter Grundlage einsetzenden Zusammenwirkens wohlfahrtsstaatlicher
Mafinahmen und gemeinwirtschaftlicher Unternehmenstitigkeit zu skizzieren.
Methodisch wollen wir hierbei gemeinniitzige Wohnungsunternehmen als
Instrumente zur Realisierung wohnungspolitischer Aufgaben interpretieren®.
Als solche konnen sie sowohl im Dienste 6ffentlicher Triger stehen — im
Wohnungswesen gilt dies insbesondere flir den Fall des staatlichen und kom-
munalen gemeinniitzigen Wohnungsunternehmens —, als auch im Dienste
nicht-staatlicher Gruppen, einzelner Konfessionen, Gewerkschaften und pri-
vaten Arbeitgebern. Der Anteil dieser nicht-staatlichen Unternehmen — neben
den Kapitalgesellschaften waren es vor allem die Genossenschaften — ist in
der gemeinniitzigen Wohnungswirtschaft historisch der bei weitem iber-
ragende gewesen’. Folgende Fragestellungen will der Beitrag im einzelnen be-

4 Das Kapitalvermégen war auch im Falle der Auflésung des Unternehmens ausschlief-
lich fiir gemeinniitzige Zwecke einzusetzen.

5 Zur Entstehungsgeschichte der gemeinniitzigen Wohnungswirtschaft siche Helmut
W. Jenkis, Ursprung und Entwicklung der gemeinniitzigen Wohnungswirtschaft. Eine
wirtschaftliche und sozialgeschichtliche Darstellung, Hamburg 1973.

6 Die Annahme einer Instrumentalfunktion ist methodischer Ansatzpunkt der neueren
Theorie gemeinwirtschaftlicher Unternehmen. Siehe Theo Thiemeyer, Gemeinwirt-
schaft, in: Willi Albers w.a. (Hrsg.), Handworterbuch der Wirtschaftswissenschaft,
Bd. 3, Stuttgart, New York, Tiibingen, Gottingen, Ziirich 1981, S. 525ff. und ders.,
Wirtschaftslehre Offentlicher Betriebe, Reinbek bei Hamburg 1975, insbesondere S.
60—109. Bezogen auf die Weimarer Republik hat w.a. Gerold Ambrosius in seinen
Studien zur offentlichen Wirtschaft auf die Instrumentalfunktion zuriickgegriffen.
Siehe Gerold Ambrosius, Die offentliche Wirtschaft in der Weimarer Republik.
Kommunale Versorgungsunternehmen als Instrumente der Wirtschaftspolitik, Baden-
Baden 1984 (Schriften zur 6ffentlichen Verwaltung und 6ffentlichen Wirtschaft, Bd.
78); ders., Aspekte kommunaler Unternehmenspolitik in der Weimarer Republik, in:
Archiv fir Kommunalwissenschaften, 19. Jg., 1980, S. 239ff. Eine kritische Ausein-
andersetzung mit der Instrumentalfunktion gemeinniitziger Wohnungsunternehmen —
allerdings auf der Grundlage der spiter gesetzlich kodifizierten Wohnungsgemein-
niitzigkeit — liefert Werner Nowak, Das ,,gemeinniitzige Unternehmen® als Instru-
ment der Wohnungspolitik, Berlin 1973.

7 Ordnungspolitisch ist die gemeinniitzige Wohnungswirtschaft auch als cin eigenstindi-
ger, dritter Organisationstypus neben Staat und Markt bezeichnet worden. Siehe
Klaus Novy, Vorwort, in: Ders. (Hrsg.), Wohnungswirtschaft jenseits reiner dkono-
mischer Theorie, Bochum 1985, S. II. Ahnlich auch D. Krischausky [K. Mackscheidt,
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handeln: Erstens, welche institutionellen Mafnahmen staatlicherseits ergriffen
worden sind, die auf eine besondere Instrumentalfunktion gemeinnﬁtnger
Wohnungsunternehmen schliefen lassen. Zweitens, wie sich die gemeinm.itmg_e
Angebots- und Leistungsstruktur in den 20er Jahren entwickelt hat, worin die
Erfolge, aber auch Probleme gemeinniitziger und zuma! geno_ssenschafthcher
Selbsthilfe lagen. Drittens, welche Bedeutung dem gemeinniitzigen Wohnung_s-
bau im Rahmen kommunaler Wohnungspolitik zukam und wie sich die
offentlichen Forderungsmafnahmen auf die strukturelle Entwicklgng”der
gemeinniitzigen Wohnungswirtschaft ausgewirkt haben. Viertens, worin .oko-
nomische und politische Grenzen der 6ffentlich gef(jrder.ten Bautatxgk.elthla—
gen. AbschlieBend sollen mogliche Konfliktlinien aufgezeigt werden, die sich
aus der ,,Instrumentalisierung* gemeinniitziger Triger im Rahmen wohlfahrts-
staatlicher Mafinahmen ergeben haben.

II.

Schon vor dem 1. Weltkrieg fand die offensichtliche Bedarfswirtschaft-
lichkeit gemeinniitziger Unternehmungen eine Anerkennung (.1urch ftgat_hche
Férderungsmanahmen, u.a. durch die erstmalig nach preuBisch-kéniglicher
Kabinettsorder vom 14. Juni 1851 der gemeinniitzigen Berliner ,,Alexandra-
Stiftung* eingerdumten Steuerverginstigungen, durch Befreiung von Abga-
ben und Lasten im Stempelrecht sowie nicht zuletzt durch die umfangreichen
Forderungsleistungen der Landesversicherungsanstalten®.

Der vielzitierte — auch als ,,magna charta* der offentlichen Wohnungsbau-
forderung bezeichnete® — Erlafl der Preufischen Minister fiir Handel ur%d Ge-
werbe, fiir geistliche, Unterrichts- und Medizinalangelegenheiten sowie des
Innern vom 19. Mirz 1901 forderte unter Ziffer 2 die ,,vermehrte Herstellung
kleiner, gesunder und preiswerter Wohnungen fiir die minderberpittelten Klas-
sen*, wobei den Gemeinden ausdriicklich empfohlen wurde, hxerzg ,»den ge-
meinniitzigen Baugesellschaften und Baugenossenschaften die tunl{chste Un-
terstiitzung angedeihen zu lassen‘'°. Die im Erlafs vorgesehenep F ordgrqus-
formen lesen sich wie ein Mafnahmenkatalog der unternehmerisch orientier-
ten kommunalen Wohnungspolitik in den 20er Jahren. Den Gemeinden wurde

Wohnungsgemeinniitzigkeit. Zwischen bedarfswirtschaftlicher Tradition und woh-
nungspo%it%scher Neuofientierung, Kéln / Berlin / Bonn / M_i.inchen 1984, S. 70ff. _

8 Jenkis, Ursprung und Entwicklung, S. 62ff.; Werner Metet:/Waldgma.r Draeger, Die
Gemeinniitzigkeit im Wohnungswesen, Berlin 1931 (Handbuchere} der Baug;nosscn—
schaften, Bd. 1), S. 2f.; Heinrich Alstede, Sozial orientierte Wutschaftsfqrderupg
durch die Landesversicherungsanstalten, in: Archiv fir o6ffentliche und freigemein-
wirtschaftliche Unternehmen, Bd. 1, H. 4, 1954, S. 106ff. - _ '

9 Heinrich Jaschinski, Lehren aus der Geschichte der Wohnungspolitik, “InStlt“UI fiir
Siedlungs- und Wohnungswesen der Westfilischen Wilhelms-Universitit Miinster,
Vortrige und Aufsitze, Heft 21, Minster (Westf.) 1969, S. .12.

10 Zitiert nach Hans-Giinther Pergande/Jirgen Pergande, Die Gesetzgebung auf dem
Gebiete des Wohnungswesens und Stiddtebaus, in: Deutsche Bgu- und Bodenbank
Aktiengesellschaft 1923—1973, Bonn-Bad Godesberg 1973, S. 471,
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vorgeschlagen: der vollige oder teilweise Erlaf von Strafien- und Kanalbau-
kosten, ErlaR der Baupolizeigebiihren, unentgeltliche Beratung durch Ge-
meindebaubeamte, kapitalmifige Beteiligung der Kommunen an den gemein-
niitzigen Unternehmen durch Zeichnung von Geschiftsanteilen oder Aktien,
Beschaffung von zinsgiinstigen Krediten durch Einbeziehung der kommunalen
Sparkassen und Landesversicherungsanstalten, die Ubernahme von Biirg-
schaften zur Erleichterung der Darlehensaufnahme sowie die billige Uber-
lassung von Gemeindegrundstiicken. Die Forderungsmafnahmen der Ge-
meinden sollten an die Voraussetzung der Erfiillung der Gemeinniitzigkeits-
kriterien im oben angefuhrten Sinne gekniipft werden.

Dieses Forderungs-Bindungs-Verhiltnis fand in der Weimarer Republik
nicht nur auf kommunaler Ebene eine breite Anwendung, sondern auch in
zahireichen Steuergesetzen von Reich und Lindern, die eine Befreiung von
Abgaben ebenfalls von der Erfillung der Gemeinniitzigkeitskriterien ab-
hingig machten''. Die Auffassungen iber die Auslegung der in den Steuer-
gesetzen festgelegten Bestimmungen gingen in der Praxis allerdings oftmals
auseinander; es kam zudem nicht selten vor, daf sich unter dem Deckmantel
der ,,Gemeinniitzigkeit* eigenniitzige Bestrebungen entwickelten!?. Die aus
der Uneinheitlichkeit der Regelungen erwachsende Rechtsunsicherheit sowie
die Vielzahl unserioser und spekulativer Neugrindungen im baugenossen-
schaftlichen Bereich schon zu Beginn der 20er Jahre fiihrten seit der Mitte
des Jahrzehnts zu — mafgeblich vom Verband Deutscher Baugenossenschaf-
ten vorangetricbenen — Bemithungen, eine einheitliche Regelung der Ge-
meinniitzigkeit im Wohnungswesen zu schaffen. Ergebnis dieser Bestrebun-
gen war die, dann allerdings nicht mehr vom Parlament verabschiedete,
sondern im Rahmen der Notverordnungen am 1. Dezember 1930 erlassene
Gemeinniitzigkeitsverordnung'®. Die Verordnung erbrachte keine Legal-
definition des Begriffes »gemeinniitziges Wohnungsunternehmen®, sondern
kniipfte die Anerkennung der Gemeinniitzigkeit an eine Reihe von Voraus-
setzungen. Hierbei wurde zum einen auf die in den Steuergesetzen niederge-
legten Gemeinniitzigkeitsmerkmale (Gewinnbegrenzung, Kleinwohnungsbau,
Zweckbindung der Mittel) zuriickgegriffen. Zum anderen ergaben sich Neue-
rungen durch FEinfihrung einer Bedirfnispriifung fiir gemeinniitzige Woh-
nungsunternehmen sowie der Vorschrift, dafy die Betriebe nicht unter dem
iberwiegenden Einfluf von Angehorigen des Baugewerbes stehen durften.
Ferner wurde den Unternehmungen die Zugehdrigkeit zu einem genossen-
schaftlichen Priifungsverband vorgeschrieben. Die bestehenden Steuervor-
schriften (u.a. Befreiungen von der Kérperschafts-, Vermégens- und Umsatz-

11 E. Bodien, Die Steuerbefreiung gemeinniitziger Bauvereine, in: Wohnungswirt-
schaft, 5. Jg., 1928, Nr. 18, S. 239ff. Eine Zusammenstellung der Gesetze exfolgt
bei Meier/Draeger (wie Anm. 8), S. 3.

12 Lubowski, Steuer- und Gebiihrenbefreiung und -ermifdigung, in: Gerhard Albrecht
u.a. (Hrsg.), Handworterbuch des Wohnungswesens, Jena 1930, S. 711.

13 Verordnung des Reichsprisidenten zur Sicherung von Wirtschaft und Finanzen —
Siebenter Teil: Wohnungswirtschaft, Kapitel II1. Gemeinniitzigkeit von Wohnungs-
unternehmen — vom 1. Dezember 1930, RGBL 1. S. 517, 593.
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steuer) pafite man an die Gememnutzxgkeltsverordnung, zunichst in Form
von Ubergangsregelungen, an'*

Die Begriindung zum Gememnﬁtzigkeitsentwurf betonte die wohlfahrts-
fordernde Bedeutung gemeinniitziger Wohnungsunternehmen, die als ,,Ein-
richtungen in Formen des offentlichen und privaten Rechtes . .. neben und
an Stelle der offentlichen Hand im Interesse der Allgemeinheit offentliche
Aufgaben durchfiihren*. Als ,,Stirke der gemeinniitzigen Bauvereinigungen®
wurden hervorgehoben: die insgesamt verbessernde Wirkung ihrer Titigkeit
im Wohnungswesen durch Auflockerung der Wohndichte, die Herstellung
gesundheitlich einwandfreier Wohnungen, der Bau von sozialen Zusatzein-
richtungen sowie die Erziechung der Bewohner zu sozialem Gemeinschafts-
gefihl und zu gemeinsamer Verantwortung. Die Begrindung des Entwurfs
fafte hiermit das besondere Offentliche Interesse an der Tétigkeit gemein-
niitziger Bauvereinigungen zusammen. Neu war keineswegs die Funktion
gemeinniitziger Wohnungsunternehmen als Instrumente der Wohnungsreform,
neu war vielmehr die Anerkennung der Ziele dieses Unternehmenstypus als
offentliche Aufgabe, der sich auch die staatliche Wohnungspolitik im Rah-
men der neu entfalteten wohlfahrtsstaatlichen Aktivitdten, namentlich durch
die wohnungsreformerische Zielsetzung der Erstellung der ,.einwandfreie(n)
und zugleich erschwingliche(n) Kleinwohnung fur die breiten Schichten
unseres Volkes* verpflichtet hatte'®

I

Bereits vor 1914 hatten sich innerhalb der gemeinnitzigen Wohnungswirt-
schaft zwei Unternehmensformen herausgebildet, die fir die weitere Entwick-
lung des Unternehmenszweiges prigend wurden: Zum einen gemeinniitzige
Wohnungsbaugesellschaften in den Rechtsformen der AG und der GmbH, die
ideell und finanziell auf humanitire Bestrebungen sozialdenkender Angehdri-
ger des Biirgertums und des Adels zuriickgingen - die erste, namlich die ,,Ber-
liner gemeinniitzige Baugesellschaft® wurde 1847 bezeichnenderweise unter
dem Protektorat des Prinzen Wilhelm von Preufen gegriindet'®; zum anderen
die Wohnungsbaugenossenschaften (erste baugenossenschafthche Grindung
1862 in Hamburg-Steinwirder). Sie entwickelten sich nach der Einfiihrung
der beschrinkten Haftpflicht durch das Genossenschaftsgesetz von 1889 zur
dominierenden Gruppe innerhalb der gemeinniitzigen Wohnungswirtschaft'”.

14 Zu den Regelungen im einzelnen siche Meier/Draeger (wie Anm. 8), hier S. 101ff. so-
wie im folgenden S. 1f.

15 Heinrich Hirtsiefer, Die Wohnungswirtschaft in Preufien, Eberswalde 1929, S. 532.

16 Jenkis (wie Anm. §), S. 63f.

17 Ebenda, S. 206ff. Einen zeitgendssischen Uberblick gibt Walter Vossberg, Die Bauge-
nossenschaftsbewegung, Berlin 1906. Wohnungsbaugenossenschaften gehoren —
anders als der Name ,,Bauverein‘* oder ,,Baugenossenschaften assoziieren mag —
zu den Haushaltsgenossenschaften. Produktivgenossenschaftliche Gebilde waren
im Wohnungswesen zumeist wenig erfolgreich.
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Im Gegensatz zu den Kapitalgesellschaften, die die Erstellung und Verwaltung
von Wohnraum in der Regel fur Dritte betrieben, arbeiteten die Wohnungs-
baugenossenschaften primir fur den Bedarf der eigenen Mitglieder. Vereine,
Stiftungen und offentlich-rechtliche Korperschaften, die sich ebenfalls ge-
meinniitzig im Wohnungswesen betitigten, spiclten weder von der Anzahl,
noch von der Leistung her eine grofere Rolle'®. Insgesamt war die gemein-
niitzige Bautitigkeit der Vorkriegszeit gering. Das jahrliche Bauvolumen der
Genossenschaften betrug nach Schitzungen von Kruschwitz!® bestenfalls
3 % des Neubaus, in einzelnen Grofi- und Mittelstddten konnten jedoch auch
zwischen 30 % und 40 % erreicht werden. Nach 1918 kam den gemeinniitzi-
gen Wohnungsunternehmen aus unterschiedlichen Griinden eine wachsende
Bedeutung zu. Die wohnungswirtschaftliche ,,Erblast® der Kaiserzeit, die
kriegsbedingte Einstellung des Wohnungsneubaus sowie die grofle Zahl von
Haushaltsneugriindungen hatte die Versorgungssituation weiter Teile der Be-
volkerung, vor allem der Arbeiterschaft, erheblich verschirft. Die private
Wohnungsbautitigkeit versiegte angesichts von Kapitalmangel, Schwierig-
keiten bei der Baumaterialbeschaffung und Baukosteninflation nahezu vollig.
Auch die offentlichen Mafinahmen wie Mietpreisbegrenzungen, Mieter-
schutzbestimmungen, Wohnraumbewirtschaftung und die erste Vergabe von
finanziellen Zuschiissen konnten keine sofortige Abhilfe schaffen. Vielerorts
war die genossenschaftliche Selbsthilfe die einzig verbleibende Moglichkeit,
der Wohnungsnot unmittelbar entgegenzuwirken. Griindungsinitiativen gingen
von einzelnen Konfessionen, Berufsgruppen, Gewerkschaften oder auch z.B.
kinderreichen Familien aus®. Der Zusammenschluf zu Wohnungsbaugenos-
senschaften wurde zusitzlich durch die neuen politischen Rahmenbedingun-
gen, die Befreiung von obrigkeitsstaatlicher Bevormundung sowie die ver-
dnderten Machtverhiltnisse in vielen Gemeinden begtinstigt. Erstmalig kam es
nach 1918 zu einer umfangreicheren Grindung von Arbeiterbaugenossen-
schaften, die aus der sozialistischen Arbeiterbewegung — in der Regel durch
Umwandlung schon bestehender Vereine und Initiativen — hervorgingen.
Griindungsanstofie gaben hier Gartenbauvercine {(Beispiel ,,Wiener Siedler-

18 Heinzgeorg Stdcker, Die Entwicklungsphasen in der gemeinniitzigen Wohnungs-
wirtschaft unter dem Finflufl der Unternehmensformen, Bonn 1973, S. 85ff. und S.
162f.

19 Hans Kruschwitz, Deutsche Wohnungswirtschaft und Wohlnungspolitik seit 1913, in:
Waldemar Zimmermann (Hrsg.), Beitrdge zur stiidtischen Wohn- und Siedlungs-
wirtschaft, Teil I, (Schriften des Vereins fiir Sozialpolitik, Bd. 177), Minchen/Leip-
zig 1930, S. 10.

20 Hans Schaaf, Die Entwicklungstendenzen der gemeinniitzigen Bauvereinigungen in
Deutschland in der Kriegs- und Nachkriegszeit, Diss., Miinster 1926, S. S9{f. Illustra-
tiv, da an vielen Einzelbeispielen veranschaulicht, sind neuere Beitriige zur Geschichte
der Genossenschaftsbewegung. Siehe uw.a.: Klaus Novy, Genossenschafts-Bewegung.
Zur Geschichte und Zukunft der Wohnreform, Berlin 1983; Frank Karthaus u.a.,
Baugenossenschaften — Die schwierige Selbstorganisation des Hiuserbaus, in: Klaus
Novy u.a. (Hrsg.), Anders Leben. Geschichte und Zukunft der Genossenschafts-
kultur. Beispicle aus Nordrhein-Westfalen, Berlin/Bonn 1985, S. 61ff.; Ulrich Bim-
berg/Ingo Frombling/Olaf Steins, Zur historischen Vielfalt von Richtungsgenossen-
schaften am Beispiel Wuppertal, in: Stadtbauwelt 75 (1982) S. 26 8ff.
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bewegung*), sozialistische Sportvereine (Beispiel ,Freie Scholle™ in Bicle-
feld), Konsumgenossenschaften, Mietervereine und Krankenkassen; Vorstinde
und Aufsichtsrite bestehender Genossenschaften wurden hiufig von neu
eingetretenen Arbeitern abgelost®’.

Namentlich die Baugenossenschaften erlebten zu Beginn der 20er Jahre
einen bis dzhin nicht gekannten Griindungsschub. Allein zwischen 1918 und
1922 mehr als verdoppelte sich die Anzahl der bestehenden Genossenschaften
von 1402 Unternehmen auf 3064 und erreichte einen Hohepunkt mit 4390
Unternehmen im Jahre 1930.

Die Zahl von 1449 Auflosungen gegeniiber 4179 Neugriindungen zwischen
1918 und 1928 weist darauf hin, daf sich hierunter eine Vielzahl von unsoli-
den Grindungen befanden, die offensichtlich in Erwartung glinstiger Baumaog-
lichkeiten vorgenommen worden waren. Ohne Zweifel spielten bei einer
Reihe von Neugriindungen auch spekulative Interessen von Einzelpersonen
eine Rolle, die erhofften, in den Genufs von Steuerbefreiung und 6ffentlichen
Forderungsmitteln zu kommen.

Das Problem der meisten Wohnungsbaugenossenschaften war die Eigen-
kapitalschwiiche, der in der Praxis durch die Hilfe privater und 6ffentlicher
Forderer entgegengewirkt worden ist. Wihrend finanzielle und organisatori-
sche Hilfe in der Vorkriegszeit vor allem aus birgerlichen und sozialreforme-
rischen Kreisen geleistet wurden, kam nun den o6ffentlichen Férderungs-
mafnahmen eine zentrale Bedeutung zu. In den ersten Nachkriegsjahren wur-
den neben Hilfen bei der Grundstiicks- und Materialbeschaffung Baukosten-
zuschiisse und unverzinsliche Baudarlehen gewihrt®?. Solche Hilfen allein
reichten freilich nicht aus, die Probleme der Selbsthilfeinitiativen zu losen.
Das fehlende Eigenkapital mufite hiufig durch die sogenannte ,,Muskel-
hypothek* ersetzt werden, eine Praxis, die erst mit Einfuhrung des Acht-
Stunden-Tages in breiterem Umfang moglich geworden war. Zu den all-
gemeinen Versorgungsschwierigkeiten der unmittelbaren Nachkriegszeit
kamen damit (reilich auf viele Familien weitere erhebliche Belastungen zu.

Von Praktikern der gemeinniitzigen Wohnungswirtschaft wurde die Griin-
dung der zahlreichen Klein- und Kleinstgenossenschaften mit grofier Skepsis
betrachtet. Man befiirchtete nicht nur eine Zersplitterung des gemeinnutzigen
Wohnungswesens, sondern war auch besorgt um den ,,guten Ruf* der Ge-
nossenschaften®. Sowohl im Bereich der bestehenden gemeinniitzigen Organi-
sationen, als auch bei staatlichen Stellen gab es deshalb Bestrebungen, die ge-
meinniitzige Angebotsstruktur im Sinne einer stirkeren Konzentration
und Effizienzsteigerung zu beeinflussen. Aktivititen entfalteten in diesem
Zusammenhang vor allem die baugenossenschaftlichen Revisionsverbinde mit
dem 1924 gegriindeten Hauptverband Deutscher Baugenossenschaften. Thnen

21 Novy, Genossenschafts-Bewegung, S. 64ff.

22 O. Wolz/Ph. Beisiegel, Die Iinanzierung des Wohnungsbaues aus éffentlichen Mitteln,
Berlin 1926, S. 5f.

23 Klinke, Baugenossenschaftliche Sorgen, in: Zeitschrift flir Wohnungswesen, 23. Bd.,
1925, Heft 14, S. 188.
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oblag nicht nur die Aufgabe, die Geschiftsfihrung der Genossenschaften zu
iberpriifen, sie nahmen auch die Vertretung genossenschaftlicher Interessen
gegeniiber den politischen Institutionen und der Gesetzgebung wahr. So-
lange die Zugehorigkeit zu einem genossenschaftlichen Priffungsverband auf
freiwilliger Basis beruhte, mufite die Wirksamkeit der Priffungsverbinde be-
grenzt bleiben. Dies dnderte sich erst mit den vom Gesetzgeber 1930 ergrif-
fenen Mafinahmen.

Staatlicherseits erfolgten ,,strukturbereinigende Eingriffe zunichst durch
die nach 1925 amtsiibliche Praxis der Nichtigkeitserklirungen, d.h. Bauge-
nossenschaften, die der Umstellung ihrer Bilanzen und Geschiftsanteile auf
Reichsmark (Goldmark) nicht fristgemifs nachkamen, wurden amtlich ge-
loscht®®. Eine fiir das spitere Gemeinnitzigkeitsrecht wegweisende Entschei-
dung stellten die Richtlinien des Reichsarbeitsministers vom 26. Mirz 1926
dar. Neugegrindete Baugenossenschaften sollten demnach bei der Woh-
nungsbauforderung nur beriicksichtigt werden, ,,wenn sie finanziell sicher
stehen und wenn eine geniigende Bautitigkeit durch bereits bestehende Bau-
genossenschaften und Gesellschaften nicht zu erwarten ist*“**. Diese Be-
dirfnisprifung wurde mit der Kodifizierung der Gemeinniitzigkeitsver-
ordnung 1930 reichseinheitlich fir alle gemeinniitzigen Wohnungsunter-
nehmen geregelt. Die in der Veordnung ebenfalls vorgeschriebene Verbands-
pflicht legalisierte und stirkte gleichzeitig die Funktion der genossenschaft-
lichen Prifungsverbinde. Es war nunmehr — mit dem Zusammenwirken von

Tabelle 1: Entwicklung der Baugenossenschaften 19181929

Bestand am Neugrindungen Auflosungen Reinzuwachs
1.1.

1918 1402 114 10 104
1919 1506 636 11 625
1920 2131 430 64 366
1921 2497 694 127 567
1922 3064 354 153 201
1923 3265 260 148 112
1924 3377 493 160 333
1925 3710 377 253 124
1926 3834 346 192 154
1927 3988 292 185 107
1928 4095 183 146 37
1929 4132 - - -

1930 43950 - - -

Quelle: Baumgarten, Baugenossenschaften, in: Gerhard Albrecht u.a. (Hrsg. ),
Handworterbuch des Wohnungswesens, Jena 1930, S. 51; Friedrich Liit-
ge, Wohnungswirtschaft, Eine systematische Darstellung unter besonde-
rer Beriicksichtigung der deutschen Wohnungswirtschaft 2., vollig iber-
arb. u. stark erw. Aufl., Stuttgart 1949, S. 266.

24 Baumgarten, Baugenossenschaften, in: Gerhard Albrecht u.a. (Hrsg.), Handwérter-
buch des Wohnungswesens, Jena 1930, S. 51.
25 Zitiert nach Meier/Draeger (wie Anm. 8), S. 106.
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Gesetzgeber und genossenschaftlichen Priifungsverbinden — ein Instrumen-
tarium geschaffen worden, um der Griindung unsolider, sogenannter ,,wil-
der Genossenschaften* entgegenzuwirken. Daf} die Bediirfnispriifung einen
Eingriff in die genossenschaftliche Selbstverwaltung darstellen konnte, wurde
hierbei zumindest als Problem gesehen?®.

Auch in der freigewerkschaftlichen Gemeinwirtschaft gab es Bestrebungen,
das Effizienzproblem der baugenossenschaftlichen Wohnungsversorgung zu
l6sen. Einen Weg sah man in der Grindung ¢rtlicher und iiberortlicher Bautri-
gergesellschaften, die bestimmte Funktionen, insbesondere die Kapital- und
Grundstiicksbeschaffung zentrieren sollten, um andere Aufgaben, vor allem
im Rahmen der Bestandsverwaltung, den Genossenschaften zu iberlassen®”.
Ein Anfang wurde im Frithjahr 1924 mit der Griindung eines obersten Reichs-
verbandes, der Dewog (Deutsche Wohnungsfiirsorge-Aktiengesellschaft fiir Be-
amte, Angestellte und Arbeiter) gemacht. Diese rief ihrerseits eine Reihe von
ortlichen Tochtergesellschaften und Filialen ins Leben, z.B. 1924 die Gehag
(Gemeinniitzige Heimstitten-Spar- und Bau-AG) in Berlin. Hiermit hatten sich
die frelen Gewerkschaften neben den schon bestehenden Bauhiitten (ur-
spriinglich Bauproduktivgenossenschaften) eine eigene Konsumentenorgani-
sation geschaffen. Ein groferer Erfolg blieb diesem — sozusagen ,,von oben*
initiierten — Versuch gleichwohl versagt, weil nur ein Teil der Wohnungsbau-
genossenschaften bereit war, eine Halbierung ihrer Aufgaben hinzunehmen?®.

Unternéhmerische wie staatliche Aktivititen zur Beeinflussung der Ange-
botsstruktur diirften insgesamt mit dazu beigetragen haben, daft die Genossen-
schaften bis zu Beginn der 30er Jahre leistungsmifig die Stellung als dominie-
rende Rechtsformgruppe innerhalb der gemeinniitzigen Wohnungswirtschaft
behaupten konnten. Bis 1927 hatten allein die 2466 den Revisionsverbinden
angeschlossenen Baugenossenschaften — knapp 62 % der 1927 bestehenden
Baugenossenschaften — bei einer Mitgliederzahl von 641.394 insgesamt
252.797 Wohnungen erstellt*’. Dies entsprach immerhin 18,9 % des Reinzu-
gangs der zwischen 1919 und 1927 im gesamten Reichsgebiet erstellten
1.337.429 Wohnungen. Eine deutlich ansteigende Tendenz war bei der Be-
triebsgrofe der Genossenschaften festzustellen. Wihrend der durchschnitt-
liche Wohnungsbestand 1926 130 Wohneinheiten betrug, lag er 1935 bei 170
Wohneinheiten.

Die gemeinniitzigen Wohnungsunternechmen insgesamt erstellten zwischen
1927 und 1931 492.417 Neubauwohnungen, d.h. 34,4 % der in diesem Zeit-

26 Ebenda, S. 106.

27 Engagierter Verfechter dieser Idee war der Berliner Stadtbaurat Martin Wagner; siehe
ders., Neue Wege zum Kleinwohnungsbau. Ein Programm der Selbsthilfe, Berlin 1924.

28 Klaus Novy/Giinther Uhlig, Bauhiittenbewegung in der Weimarer Republik, in: Rainer
Nitsche (Hrsg.), Hauserkimpfe 1872/1920/1944/1982, Berlin 1982, S. 150f.

29 Siehe Baumgarten (wie Anm. 24), S. 54 sowie im folgenden eigene Berechnung unter
Zugrundelegung der bei Walter Fey, Leistungen und Aufgaben im Deutschen Woh-
nungs- und Siedlungsbau, Sonderhefte des Instituts fiir Konjunkturforschung, Nr. 42,
Berlin 1936, S. 13 angegebenen Zahlen zur Wohnungsbautitigkeit.

30 Stocker (wie Anm. 18), Entwicklungsphasen, S. 161.
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raum im Reichsgebiet erbauten Wohnungen®. Das Schwergewicht der ge-
meinnitzigen Aktivititen lag im Mietwohnungsbau der Grofistidte, wo der
Anteil der gemeinniitzigen Wohnungsunternehmen an den Gesamtleistungen
teilweise iiber 50 % ausmachte. Die Baugenossenschaften erbrachten von den
gemeinniitzigen Gesamtbauleistungen zwischen 1925 und 1931 gut die Hilfte,
wobei sich eine wachsende Bedeutung der Kapitalgesellschaften gegen Ende
der 20er Jahre abzeichnete. 1932 iibertrafen die Kapitalgesellschaften in den
Rechtsformen AG und GmbH erstmalig zusammen — allerdings bei in Auswir-
kung der Wirtschaftskrise niedrigen Gesamtbauleistungen — mit 56,8 % den
Anteil der Genossenschaften.

Leistungen und Erfolge der gemeinniitzigen Wohnungsunternehmen, zumal
der Baugenossenschaften, waren nicht nur unter quantitativen Gesichts-
punkten bemerkenswert, sondern vor allem unter qualitativen. Trotz leichter
Bauweise war die Ausstattung der neuerrichteten Wohnungen erheblich besser
als in der Vorkriegszeit. In den Grofstidten waren die Wohnungen in der Re-
gel mit Bad eingerichtet, oft verfigten sie ferner iiber Zentralheizung und

Tabelle 2: Jahresbauleistungen der gemeinnitzigen Wohnungsunternehmen nach
Rechtsformen 1929-1935

eGmbH GmbH AG sonstige WU
1929 48.606 (60,4) 14.796 (18,4) 14.767 (18,4)  2.294 (2,8)
1930 40.211 (54,2) 17.774 (24,0) 15.138 (20,4) 1.016 (1,4)
1931 29.516 (49,9) 14.033 (23,7 14.838 (25.1) 794 (1,3)
1932 8.304 (41,1) 5.982 (29,7) 5.464 (27,1) 431 (2,1)
1933 5.072 (34,0) 5.889 (39,5) 3.799 (25.,5) 158 (1,0)
1934 7.436 (29,3) 10.907 (43,1) 6.325 (25,0) 647 (2,6)
1935 13.139 (33,5) 16.557 (42,1) 8.691 (22,1) 943 (2,4)

Quelle: Heinzgeorg Stdcker, Die Entwicklungsphasen in der gemeinniitzigen Woh-
nungswirtschaft unter dem Einflufy der Unternehmensformen, Bonn 1976,
S. 262.

Warmwasserversorgung®. Zwar war die unter Kosten- und letztlich Einkom-
mensaspekten vorgenommene Beschrinkung des Wohnungsbaus auf den
Typus der Klein- oder sogar Kleinstwohnungen insgesamt unbefriedigend?,

31 Eigene Berechnung unter Zugrundelegung der bei Fey (Anm. 29), S. 16 angegebenen
Zahlen.

32 Ebenda, S. 16.

33 Dieter Hiring, Zur Geschichte und Wirkung staatlicher Interventionen im Wohnungs-
sektor. Gesellschaftliche und sozialpolitische Aspekte der Wohnungspolitik in Deutsch-
land, Hamburg 1974, S. 127f. Es gab in den 20er Jahren die unterschiedlichsten Ab-
grenzungen der Begriffe Klein- und Kleinstwohnung. Fine gewisse Allgemeingiiltig-
keit diirften die Zahlen der Reichsforschungsgesellschaft fir Wirtschaftlichkeit im
Bz?u- und Wohnungswesen beanspruchen. Die Kleinstwohnungsgréfie wurde danach
mit 45 qm angegeben (Wohnkiiche, Koch- und Spiilnische, Schlafraum, Flur, Bad und
Kammer zusammen), die Kleinwohnung (Wohnraum, Schlafraum, zwei Kammern,
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im gemeinniitzigen Wohnungsbau konnten die Nachteile.de{ h'ohen Bele-
gungsdichte zumindest teilweise durch besondere gemeinnitzige Zusatz-
leistungen kompensiert werden. Vor allem die Genossenschaft(;? entfalteten
in diesem Zusammenhang als vorbildlich geltende Aktivititen™. Schon.vor
dem ersten Weltkrieg hatten sie sich bewuft gegen den Bau .vonA,,Mlets-
kasernen‘‘ ausgesprochen. Zumeist ersteliten sie Kleinhél.lser mit hochstens
drei Vollgeschossen; an die Stelle der engen Hofe der Mxetskasemen.traten
in den Genossenschaftssiedlungen Gartenanlagen und Griinflichen, die aus-
reichende Licht- und Luftzufuhr auch der unteren Stockwerke gewdhr-
leisteten. Bekannt war der genossenschaftliche Wohnungsbau zudem fiir die
Schaffung von ,,Wohnungserginzungen®, d.h. sozialen Zusat;einrich‘tunge“n
wie Jugendhorten, Kindergirten, Biichereien, Lesezimmern, _Wascherelen u.d.
Oftmals bestand fiir die kiinftigen Bewohner die Moglichkeit, sich am archl-
tektonischen Entstehungsprozef der Siedlungen zu beteiligen. Viele de'r in
den 20er Jahren erbauten Genossenschaftssiedlungen dirften sich nicht
zuletzt aufgrund dieses bewohnerorientierten Bauens von mancher unter
dem Einfluf von Neuem Bauen und Funktionalismus entstandenen Grof-
siedlung (die z.B. auf die Gemeinschaftseinrichtungen verzichteten) wohl-
tuend abgehoben haben®”.

Besondere Bedeutung kam den genossenschaftlichen Me.rkmalen'und
Bindungen zu, die im Gegensatz zu den Prinzipien erwerbsvx.flrt"schafthcher
Wohnraumorganisation standen: die Gleichbehandlur}g der. Mitgiieder durch
gleiches Stimmrecht (Ein-Mitglied-Eine-Stimme-Prinzip), die Aufhebun‘g des
Mieter-Vermieter-Verhiltnisses durch die Identitit von ,,Unternehmer un.d
JKunde*. Hinzu traten das satzungsmifig festgelegte Dauerwohnrecht sowie
aie Sicherheit vor willkiirlicher Kiindigung und Mietsteigerung. Frelhfzh
mufiten genossenschaftliche Prinzipien und Praxis nicht immer.ﬁ?erelr?-
stimmen. Konflikte ergaben sich beispielsweise zwischen den primdr mit
Wohnraum Versorgten, die an den giinstigen Kostenmieten ihrer ,,Altwol_mun-
gen* festhalten wollten und den Neuversorgten, die sich dem Nachtell‘ der
baukosteninflationierten Kostenmieten ausgesetzt sahen. In den Inﬂatl'ons-
jahren kam es wegen der haufigen Mieterhdhungen in manchen Bauvereinen
zu Auseinandersetzungen zwischen Organen und Mitgliedern der Genossen-

Bad, Flur und Kiiche) mit 57 qm. Siehe Albert Gur (Hrsg.), Der Wohnungsbau in
Deutschland nach dem Weltkriege. Seine Entwicklung unter der unmittelbaren und
mittelbaren Forderung durch die deutschen Gemeindevcrwaltung?n, Miinchen 19?8,
S. 136. Freilich sagten solche Normen nichts aus iiber dic tatsdchlichen Wohnverhilt-
nisse benachteiligter Bevolkerungsgruppen. Siche hierzu Haring, S. 129. .

34 Siehe u.a. Gerhard Rode, Der gemeinniitzige Wohnungsbau in Deutschla'nd,. Diss.,
Berlin 1932, S. 106ff. sowiec Baumgarten (wie Anm. 24), S. 53f. und He}lllrlc}l Al
brecht, Wohnungserginzungen, in: Gerhard Albrecht u.a. (Hrsg.), Handworterbuch
des Wohnungswesens, Jena 1930, S. 791ff. : .

35 Vgl Karthaus (wie Anm. 20), S. 76. Zu sozialem Reformanspruch uqd archltektq—
nischer Umsetzung im Neuen Bauen siche Adelheid von Saldern., szmldemokrane
und kommunale Wohnungsbaupolitik in den 20er Jahren — am ECISPICI von Hamburg
und Wien, in: Archiv fiir Sozialgeschichte, Bd. 25, 1985, S. 183ff., hier S. 208ff1.
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schggt, die das Gemeinschaftsleben nicht unerheblich beeintrichtigen konn-
ten™.

Die Typenvielfalt der Genossenschaften fand ihren Ausdruck nicht zuletzt
in der unterschiedlichen sozialen Zusammensetzung der Mitgliederschaft, in
der Ausstattung, Lage und Architektur einzelner Genossenschaftssiedlungen.
Die Siedlungen der Beamtenbaugenossenschaften beispielsweise zeichneten
sich durch ihre eher aufwendige Ausstattung, die geradezu herrschaftlich aus-
gerichteten Architekturformen aus; die Bauweise der Arbeitergenossenschaf-
ten war dagegen vergleichsweise schlicht und kostensparend. Schon zu Beginn
der 1890er Jahre hatten der Preulische Staat und die Eisenbahnverwaltungen
Beamtenbaugenossenschaften auch unter Loyalititsgesichtspunkten gefor-
dert. Es mag in diesem Zusammenhang nicht verwundern, daR die sozialisti-
sche Arbeiterbewegung dem genossenschaftlichen Wohnungsbau zunichst
eher skeptisch gegeniiberstand®. Dies galt zumal fiir die seit dem genossen-
schaftlichen Prinzipienstreit auch verbandlich organisierten Eigenhausgenos-
senschaften, die sich gegeniber den gemeineigentumsorientierten Albrecht’-
schen Mietshausgenossenschaften fiir die besondere Férderung des Einzel-
eigentums einsetzten. Der Bau solcher Figenhiuser war allenfalls fiir besser-
verdienende Angestellte und Facharbeiter erschwinglich, kaum jedoch fiir das
Gros einkommensschwacher Wohnungssuchender. Die hohen Eigenleistungen
stellten oft einen Hinderungsgrund dar, den Weg der genossenschaftlichen
Selbsthilfe zu beschreiten. Die Bezieher niedrigster Einkommen, Arbeitslose,
kinderreiche Familien waren dann auf die wohnungsversorgerische Hilfe der
Kommunen angewiesen®. Dennoch: in besonderen wirtschaftlichen und
politischen Ausnahmesituationen konnte auch der genossenschaftliche
Zusammenschluf} schlechtestgestellter Bevolkerungsgruppen erfolgreich sein.
Beispiel hierfiir sind die Wiener Siedler, die zu Beginn der 20er Jahre, nach
einem zweijihrigen ProzeB der organisatorischen Selbstfindung, mit der Un-
terstiitzung der sozialistischen Gemeindeverwaltung Wiens eine Reihe von Ge-
nossenschaftssiedlungen auf der Grundlage eines ecigens aufgebauten gemein-
wirtschaftlichen Verbundsystems errichten konnten®®. Ausgangspunkt dieser
Bewegung war die Hungersnot wihrend des 1. Weltkrieges, die zahlreiche
Wiener (nach dem Zusammenbruch bis zu 50.000 von der Mangelsituation

36 Siehe Verband Berliner Wohnungsbaugenossenschaften und -gesellschaften eV,
(Hrsg.), Geschichte der gemeinniitzigen Wohnungswirtschaft in Berlin, Hamburg
1957, S. 104.

37 Nach langen Jahren ablehnender Haltung fand ein Meinungsumschwung crstmalig
auf dem Parteitag der SPD 1901 in Libeck statt, wo man sich in Anlchnung an ein
Referat von Sidekum eingeschrinkt positiv iiber die Rolle der Baugenossenschaften
duterte, vor einer Uberschiitzung jedoch warnte. Siche Protokoll iiber die Verhand-
lungen des Parteitages der SPD in Lilbeck, Berlin 1902, S. 293ff. sowic die Resolu-
tion 111, S. 99ff.

38 Gitermann (wie Anm. 1), S. 150.

39 Otto Neurath, Osterreichs Kleingirtner- und Siedlerorganisation, Wien 1923; ferner
Klaus Novy, Wiener Siedler. Die Pioniere vom Rosenhiigel, in: Rainer Nitsche (Hrsg.),
Hiuserkimpfe 1872—1982, Berlin 1981, S. 122ff.
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und Arbeitslosigkeit Betroffene) veranlaite, auf den Wald- und Wiesengiirtel
der Stadt zu ziehen und dort — ungeachtet der bestehenden Eigentumsrechte
— Kleingérten und Nothiitten zu errichten. Aus diesen — wie der Volksmund
sagte — ,,Bretteldorfern* entstanden in den 20er Jahren eindrucksvolle Ge-
nossenschaftssiedlungen.

Unabhingig von ihrer politischen Ausrichtung und sozialen Zusammen-
setzung gingen die Genossenschaften iiber die blofie Versorgung mit Wohn-
raum wesentlich hinaus. Als Instrumente der Wohnungsreform im Dienste
nicht-staatlicher Gruppen konnten sie — trotz der notwendigen Einschrin-
kungen hinsichtlich der Wirksamkeit bei der Wohnungsversorgung schwich-
ster Nachfragegruppen - sozial- und kulturpolitische Leitvorstellungen unter
Einbeziehung siedlungs- und stddtearchitektonischer Gesichtspunkte oft in
vorbildlicher, innovativer Weise verkniipfen. Im Bereich der freigewerk-
schaftlichen Genossenschaften spielten dariiber hinaus wirtschafts- und
gesellschaftsreformerische Zielsetzungen eine Rolle. Wohnungsbaugenossen-
schaften galten hier als Teil einer umfassenden Wirtschaftsreformstrategie,
die auf eine Ausschaltung der ,,privaten Kapitalrentenquellen** des Bau- und
Wohnungssektors abstellte*”: Der Idee nach soliten gewerkschaftliche Woh-
nungsfirsorgegesellschaften und Genossenschaften an die Stelle des privaten
Hausbesitzes treten, gewerkschaftseigene Bauhiitten den privaten Bauunter-
nehmer ersetzen, Arbeiterbank und gewerkschaftliche Hypothekeninstitute
die Unabhéngigkeit vom privaten Kapitalmarkt gewihrleisten. Auch wenn
die innerlich bedingte wie dufierlich mit aufgezwungene Organisationsent-
wicklung einer breiteren Realisierung der gewerkschaftlichen Zielvorstellun-
gen letztlich entgegenstand und teilweise sogar eine Anpassung an Normen
und Verhaltensweisen der ,kapitalistischen Umgebung® bewirkte®, war der
Leistungsbeitrag der gewerkschaftlichen Unternehmen durchaus beachtlich:
Die Sozialen Baubetriebe der Gewerkschaften hatten in den zehn Jahren ihres
Bestehens fast 100.000 Kleinwohnungen erbaut, wovon die Dewog (zusam-
men mit ihren 14 Tochtergesellschaften) als ,,Konsumentenorganisation® der
Baubetriebe iiber 20.000 Wohnungen in Auftrag gegeben hatten. Die 230,
der Dewog-eigenen Revisionsgesellschaft angeschlossenen Wohnungsbauge-
nossenschaften hatten bis 1930 sogar 60.000 Wohnungen errichten lassen®”.

40 Gustav Klingelhofer, Gewerkschaftliche Wohnungs- und Bauwirtschaft. Zur Theorie
ihrer Gemeinwirtschaftlichkeit, in: Soziale Bauwirtschaft, 8. Jg., 1928, Nr. 16, S.
243ff. Programmatisch ferner August Ellinger, Sozialisierung des Bau- und Wohnungs-
wesens, Hamburg 1920 und ders., Die Bauhiittenbewegung, ihr Wesen, ihr Ziel und
ihre Entwicklung, Hamburg 1927.

41 Novy/Uhlig (wie Anm. 28), S. 154f. Keinen Unterschied in der Geschiftsfiihrung der
sozialen Baubetriebe zu privatwirtschaftlichen Betrieben sah Bodo Hohn, Die Ent-
wicklung der sozialen Baubetriebe (Bauhiitten) zu Unternehmungen der freien Ge-
werkschaften, Diss., Diisseldorf 1928, S. 256f.

42 Ludwig Sabel, Wirtschaftliche Gewerkschaftsunternehmen, in: Jahrbiicher fir Natio-
nalékonomie und Statistik, 137. Bd., 1932, S. 92ff.
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V.

Der Umfang der gemeinniitzigen Leistungsentfaltung wurde freilich erst
durch die vielfaltigen Formen offentlicher Unterstiitzung erméglicht. Zum
einen geschah dies durch eigene unternehmerische Aktivititen des Staates im
Wohnungssektor, zum anderen durch die starke Einbeziehung gemeinniitziger
Wohnungsunternehmen in die kommunale Wohnungspolitik. Ausgehend von
den Ausfilhrungsbestimmungen des nach jahrzehntelangen Auseinander-
setzungen™ am 28. Mirz 1918 verabschiedeten Preufischen Wohnungsge-
setzes waren, zunichst auf Preuflen begrenzt, Wohnungsfiirsorgegesellschaften
gegrindet worden, die als Instrumente der staatlichen Wohnungsreformpolitik
auf dem Gebiete des Kleinwonhnungsbaus ,,vorbildlich und erginzend'‘ titig
werden sollten®. Praktisch iibernahmen die in der Rechtsform der GmbH
gegriindeten Unternehmen reine Betreuungsaufgaben, insbesondere durch die
technische Forderung des Kleinwohnungsbaus (Bearbeitung von Bau- und
Siedlungsplinen, Ausarbeitung von Typen und Normen), die Beschaffung und
ErschlieBung von Baumaterial, finanzielle Hilfeleistungen sowie die Beteiligung
an Ortlichen gemeinniitzigen Bauvereinigungen. Vom Beginn ihrer Griindung
an bis Ende 1928 hatten 13 Wohnungsfiirsorgegeselischaften immerhin
75.734 Wohnungen vollkommen betreut, weitere 77.367 durch Finan-
zierung und Raterteilung gefordert sowie Zwischenkredite in Hohe von
393.968.000 RM vermittelt®.

Zur besonderen Finanzierung des Kleinwohnungsbaus wurde nach Zu-
stimmung des Preuflischen Landtages am 22. Juli 1922 die Preufische Landes-
pfandbriefanstalt gegriindet; auf Initiative des Reichsverbandes der pro-
vinziellen Wohnungsfiirsorgegesellschaften erfolgte am 20. Juli 1923 die Griin-
dung der Deutschen Wohnstitten-Bank AG, 1926 in den bis heute geltenden
Firmennamen Deutsche Bau- und Bodenbank umbenannt®®. Nachdem beide
Banken zunichst mit der Wiederbelebung des inflationsbedingt darnieder-
liegenden Realkredits betraut worden waren, entwickelte sich vor allem die
Deutsche Bau- und Bodenbank zu einem wichtigen Finanzierungsinstitut im
Bereich der Vor- und Zwischenfinanzierung des Wohnungsbaus. Wihrend
letztlich die technische und wohnungswirtschaftliche Durchfithrung der staat-
lichen Wohnungs- und Siedlungspolitik den gemeinniitzigen und kommunalen
Wohnungsunternehmen sowie den Wohnungsflirsorgegesellschaften oblag, fun-
gierte die Bau- und Bodenbank zunehmend als Kreditinstitut zur finanziellen
Abwicklung der 6ffentlichen Wohnungsbaumafinahmen®?.

43 Siehe Lutz Niethammer, Ein langer Marsch durch die Institutionen. Zur Vorgeschich-
te des preufdischen Wohnungsgesetzes von 1918, in: Ders. (Hrsg.), Wohnen im Wandel.
Beitrige zur Geschichte des Alltags in der birgerlichen Gesellschaft, Wuppertal 1979,
S.363-384.

44 Hirtsiefer (wie Anm. 15), S. 524.

45 Ebenda, S. 530.

46 Pergande/Pergande (wie Anm. 10), S. 86f.; Herbert Lubowski, Die Deutsche Pfand-
briefanstalt im Dienste der Wohnungsbaufinanzierung 1922—1972, Mainz 1972.

47 Ulrich Blumenroth, Deutsche Wohnungspolitik seit der Reichsgriindung. Darstellung
und kritische Wiirdigung, Mtinster (Westt.) 1975, S. 316ff.
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Die wichtigste Unterstiitzung erfuhren die gemeinntitzigen Wohnungs-
unternehmen im Rahmen der kommunalen Wohnungspolitik. Kommunal-
politische Mafinahmen deckten weitgehend jenen Katalog von Vorschligen
ab, der schon im Erlaf der Preuflischen Minister von 1901 enthalten war.
Besondere Bedeutung kam hierbei der kommunalen Baulandbeschaffung zu
sowie — namentlich in der Hauszinssteuerphase ab 1924 — den Finanzierungs-
leistungen der offentlichen Hand®. Zwar wurde die Auswahl der Bauherren
bei der Bewilligung der (Hauszinssteuer-)Mittel den hierfiir zustindigen Ge-
meinden grundsitzlich freigestellt, tatsdachlich sahen nicht nur die Kommu-
nen in den gemeinniitzigen Wohnungsunternehmen zumeist die geeigneteren
Bauherren zur Durchfihrung wohnungspolitischer Mafinahmen, das private
Unternehmertum selbst verspiirte wenig Anreiz, im Mietwohnungsbau lang-
fristig Kapital anzulegen®.

Die Bauherrenstruktur war regional freilich sehr unterschiedlich ausge-
prigt. Die folgenden Berechnungen des Statistischen Amtes der Stadt Berlin
zur Wohnungsbautitigkeit deutscher Stiadte im Jahre 1924 veranschaulichen
die Bedeutung des genossenschaftlichen und kommunalen Wohnungsbaus
in Gemeinden verschiedener Grofenklassen™:

Der kommunalen Bautitigkeit kam in den sichsischen Grofistidten mit
42,6 % die grofite Bedeutung zu, wihrend sie in den preufischen Grofistidten
mit 11,1 % und in den bayrischen mit 7,1 % vergleichsweise neidrig lag. Hier
wurde der stddtische Wohnungsbau, der in den beiden Varianten Bau in
Gemeinderegie bzw. Bau durch gemeinnitzige Kapitalgesellschaften mit
kommunaler Mehrheitsbeteiligung denkbar war, durch genossenschaftliche
Triger mit 47,7 % in Preulen und sogar 70,7 % in Bayern verdringt. In den
Mittelstddten hielten sich kommunaler und genossenschaftlicher Wohnungs-
bau dagegen die Waage. Private Bauherren entfalteten vor allem in den Mittel-
stidten sowie in Berlin cine umfangreiche Neubautitigkeit. Die politische
Ausrichtung der stiddtischen Verwaltungen mufite nicht notwendig mit der

48 Von 173 befragten Stidten hatten 169 in den Jahren 1919 bis 1926 insgesamt
4 594,68 ha Gelinde fir den Wohnungsbau (im Erbbau-, Vorkaufs-, Wiederkaufs-
oder auch Heimstittenrecht) zur Verfigung gestelit. Siehe Gur (wie Anm. 33), S.
S4 und S. 59f. Zu den Finanzierungsleistungen der offentlichen Hand vgl. Wolz/
Beisiegel (wic Anm. 22), S. 8ff. sowie den in diesem Band enthaltcnen Beitrag von
Michael Ruck.

49 Hirtsiefer (Anm. 15), S, 498.

50 Das gesamte statistische Material war bis zur Reichswohnungszithlung 1927 hinsicht-
lich der Bauherrenstruktur wenig differenziert. Gemeinniitzige Kapitalgesellschaften
wurden haufig unter dem Oberbegrift |, gemeinniitzige Bautiitigkeit™ zusammenge-
fafst; dhnliches galt fir den Begriff des ,.gemeindlichen Wohnungsbaus®, der offen
lieh, ob ¢s sich um kommunalen Eigenbau oder aus der Verwaltung ausgegliederten
Wohnungsbau durch kommunale Wohnungsunternehmen handcelte. Zur Vielfalt der
Beteiligungs- und Rechtsfornien der im weitesten Sinne 6ffentlichen Unternehmung
im kommunalen Wohnungsbau vgl. Waldemar Zimmermann, Moderne Organisations-
tormen der Offentlichen Unternehmung im Gebiete der Wohnungswirtschaft, in:
Julius Landmann (Hrsg.), Moderne Organisationsformen der offentlichen Unter-
nehmung, Teil 1T (Schriften des Vereins fiir Sozialpolitik, Bd. 176), Miinchen/Leipzig
1931. S. 44111,
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Bevorzugung eines bestimmten Bauherrentypus korrespondieren. Es gab
Stiadte wie Aachen, die unter christlich-sozialer Verwaltung (Zentrumspartei)
den Kleinstwohnungen zwischen 1919 und 1926 zu 100 % kommunal durch-
fuhrten, andere wie z.B. Koln (unter Adenauer), die im gleichen Zeitraum aus-
schliefilich von freigemeinniitzigen Trigern bauen liefien; die Aachener SPD
wiederum hatte sich — umgekehrt — fiir die Férderung des Baus privater Ein-
familienhiuser durch die Gemeinde ausgesprochen®' Tendenziell kam es in
der zweiten Hailfte der 20er Jahre unter dem Zuflufy expandierender 6ffentli-
cher Mittel zu einer Ausweitung der freigemeinniitzigen Bautitigkeit, wihrend
der Wohnungsneubau durch offentliche Korperschaften leicht zurickging.
Auch der in der Mitte des Jahrzehnts, mit der Wihrungsstabilisierung wieder-
erstarkte, fiir die Erstellung von Kleinwohnungen jedoch weniger bedeutsame
Wohnungsbau privater Bauherren ging deutlich zuriick.

Hierin mochte zumindest zum Teil die sich allmiihlich bei den Gemeinden
durchsetzende Auffassung einen Niederschlag finden, dafl aus praktischen wie

Tabelle 3: Wohnungsneubau in Grof$- und Mittelstidten nach Bauherren 1924

Von Reich, Von Ge- Von Ge- Von Pri-
Staat meinden nossen- vaten
schaft

In Preuflen:
27 Stddte mit iber
100.000 Einwohnern 2,3 11,1 47,7 38.9 100

95 Stadte mit
20.000-100.000 Ein-

wohnern 5,1 23,6 27,1 44,2 100
In Bayern:

4 Stidte mit iber

100.000 Einwohnern 2,3 7.1 70.7 19,9 100

20 Stiddte mit
20.000-100.000 Ein

wohnern 8,2 29.7 30,7 31,4 100
In Sachsen:

4 Stddte mit dber

100.000 Einwohnern - 42,6 324 25,0 100

12 Stadte mit
20.000-1006.000 Ein-
wohnern - 34.5 28.5 37.0 100

Berlin - 1.0 49.2 49.8 100

51 Novy, Genossenschafts-Bewegung (wie Anm. 20), S. 611,
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aus politischen Erwigungen heraus es zweckmifig war, sich nur mittelbar an
der Wohnraumerstellung zu beteiligen, anstatt den Wohnungsbau in eigener
Regie zu betreiben. Kommunale Eigenbautitigkeit hatte sich in den ersten
Nachkriegsjahren vor allem aus der Notwendigkeit der Wohnungsversorgung
fiir die wachsende Zahl der Obdachlosen ergeben. Traditionell spielten neben
dem gemeindlichen Arbeitgeberwohnungsbau die Fiirsorge fiir kinderreiche
und gesundheiltich gefdhrdete (vor allem tuberkulése) Familien, ferner auch
bodenreformerische und stidtebauliche Absichten eine Rolle®2

Tabelle 4: Fertiggestellite Wohnungen nach Bauherren 19271933

Private Bau- Gemeinn. Bau- offentl.
herren vereine Korperschaft.

1927 169.395  (60,3) 78.426  (27,9) 33.269 (11,8)
1928 180.900 (59.6) 90.889 (30,0) 31.538 (10,4)
1929 173.139  (55,5) 109.121 (34,9) 30.010 ( 9,6)
1930 156.754  (51,3) 121.394 (39,8) 27.148 ( 8
1931 118.749 (51,7) 92.587 (40,3) 18.492 ( 8
1932 91.672  (70,4) 27.282  (20,9) 11.337 ( 8,
1933 99.660 (75,4) 19.546 (14,8) 12986 ( 9

Quelle: Walter Fey, Leistungen und Aufgaben im Deutschen Woh-
nungs- und Siedlungsbau, Sonderhefte des Instituts fir Kon-
junkturforschung, Nr. 42, Berlin 1936, S. 19.

In der kommunalen Praxis erwies es sich jedoch aufgrund der enormen
finanziellen Belastung und der Inanspruchnahme des Behérdenapparates oft
als giinstiger, die Erstellung und Verwaltung zweckgebundenen Wohnraums
von Wohungsbaugesellschaften durchfihren zu lassen. Dies geschah in der
Regel durch Beteiligung an schon bestehenden gemeinniitzigen Unternehmen,
aber auch durch unternehmerische Neugriindungen der Gemeinden selbst. Ne-
ben der finanziellen und verwaltungsmifigen Entlastung bestand der Vorteil
darin, daf einerseits eine kommunale Einflunahme auf die konkrete Zweck-
bestimmung des zu erstellenden Wohnraums durch Belegungsbindungen, Vor-
gabe stidtegestalterischer Zielsetzungen v.d. gegeben war, andererseits durch
die Ausgliederung der Bauherrenfunktion aus dem Behordenapparat die
Wohnungsversorgung dem parteipolitischen Streit der Stadtparlamente ent-
zogen werden konnte>®. Schon zu Beginn der 20er Jahre kam in diesem Zu-
sammenhang die Meinung auf, daf® die kommunale Bautitigkeit vorzugsweise
den Wohnungsfiirsorgegesellschaften und den gemeinniitzigen Baugesellschaf-
ten iibertragen werden sollte®®. Grund zu diesen Uberlegungen war nicht nur

52 Hirtsiefer (wie Anm. 15), S. 507f.

53 Friedrich Lirge, Wohnungswirtschaft. Fine systematische Darstellung unter beson-
derer Berlicksichtigung der deutschen Wohnungswirtschaft, 2., vollig iiberarb. u.
stark erw. Aufl., Stuttgart 1949, S. 260; Zimmermann (wic Anm. 50), S. 550.

54 Stocker (wiec Anm. 18), S. 188.
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die oft ablehnende Haltung der Genossenschaften den 6ffentlichen Stellen
gegeniiber, sondern die Gemeinden selbst sahen in der demokratischen Unter-
nehmensstruktur der Genossenschaften nicht selten ein Hindernis, die ge-
wiinschte kommunale Einflufnahme auf die Gestaltung der Unternehmens-
politik zu sichern. Solche pragmatischen Uberlegungen der Gemeinden diirf-
ten die wachsende Bedeutung der Kapitalgesellschaften innerhalb der gemein-
niitzigen Wohnungswirtschaft wesentlich geférdert haben. Verbandliche und
staatliche Aktivititen zur Konzentrations- und Effizienzsteigerung der ge-
meinnitzigen Wohnungswirtschaft wurden insofern durch die Forderungs-
und Mittelvergabepolitik vieler Kommunen unterstiitzt. Der Bau von Groft-
siedlungen erforderte freilich betriebswirtschaftliche Leistungen, die von den
meisten Genossenschaften kaum erbracht werden konnten. Daf hiermit nicht
notwendig der Verlust der wohnkulturellen Vorteile genossenschaftlicher
Organisationen einhergehen mufte, zeigt das Beispiel der Lindenhof-Siedlung
in Berlin, die nach der Fertigstellung der ersten 492 Wohnungen 1921 von der
Stadt éesrfolgreich in genossenschaftliche Verwaltung Ubertragen werden
konnte™”.

VI.

Ordnungspolitisch schlug man durch die Zwischenschaltung gemein-
nutziger Kapitalgesellschaften, zumal in der gemischtwirtschaftlichen Variante
(Beteiligung von Kommune und Privatwirtschaft) einen Weg ein, der sich be-
wufdt abgrenzte gegen Sozialisierungsforderungen im Wohnungswesen, wie sie
noch in der politisch freilich erfolglosen Sozialisierungskommission zu Beginn
der 20er Jahre erdrtert worden waren und zumindest in der den Gewerkschaf-
ten nahestehenden Bauhiittenbewegung auch spiter cine Rolle spielten®. Die
,»Grundstruktur privatwirtschaftlicher Wohnungsproduktion blieb insofern
unangetastet, als die dem Wohnungsmarkt vorgelagerten Mirkte (Bau-, Ka-
pital- und Bodenmarkt) groftenteils nach wie vor privatwirtschaftlich organi-
siert waren®”. Dem Wohnungsbau wurden somit nicht nur die in der Re-
gel hohen Faktorkosten einer durch ihren geringen Rationalisierungsgrad
ausgezeichneten Bauwirtschaft sowie Bodenrente und Fremdkapitalzinsen
aufgelastet, die Wohnungsbauproduktion selbst war damit gleichzeitig einer
uniibersehbaren Konjunkturreagibilitdt ausgesetzt. Die Grenzen wohlfahrts-
staatlicher Aktivititen im Wohnungswesen der Weimarer Republik mufiten

55 Verband Berliner Wohnungsbaugenossenschaften (wie Anm. 36), S. 105.

56 Pribram, Sozialisierungsbestrebungen im Wohnungswesen, in: Gerhard Albrecht u.a.
(Hrsg.), Handworterbuch des Wohnungswesens, Jena 1930, S. 656; Wiethoff, Soziale
Baubetriebe, in: Albrecht, Handwdrterbuch, S. 642ff.

57 Hellmut Wollmann, Entwicklungslinien kommunaler Wohnungspolitik — cine wohn-
nungspolitikgeschichtliche Skizze —, in: Adalbert Evers/Hans-Georg Lange/Hellmut
Wollmann (Hrsg.), Kommunale Wohnungspolitik, Basel, Boston, Stuttgart 1983, S.
99.
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deshalb gerade in der Phase des rapiden Konjunktureinbruches gegen Ende
der 20er Jahre iiberdeutlich werden. Unmittelbar hatte die Einbindung ge-
meinniitziger Wohnungsunternehmen in die kommunale Wohnungspolitik
die Stetigkeit gemeinniitziger Bauleistungen der Unsicherheit politischer,
zumal haushaltspolitischer Entscheidungen ausgesetzt. Der Fortfall 6ffent-
licher Forderungshilfen — induziert durch die in Auswirkung der konjunk-
turell bedingten Finanzkrise vollzogene Aufhebung der Teilzweckbindung
der Hauszinssteuermittel — sowie das gleichzeitige Versiegen von Finan-
zierungsquellen im Bereich der organisierten Kreditgeber schlugen sich
in einer Leistungsminderung fur 1932 um 70,5 % des Vorjahresergebnisses
nieder. Der Schrumpfung des Wohnungsbaus konnten auch die seit 1929
kontinuierlich sinkenden Baukosten — der Baukostenindex war von 1929
mit 180 (1913 = 100) auf 155 Mitte 1931 und sogar 125 bis Ende 1932
abgefallen — nicht entgegenwirken.

Ahnlich wie bei den gesamten offentlichen Investoren®® wirkte das Verhal-
ten der gemeinniitzigen Wohnungsunternehmen damit in der Weltwirtschafts-
krise prozyklisch. So plausibel das Szenario einer alternativen Krisenpolitik
unter Einbeziehung des beschiftigungspolitisch unbestritten bedeutsamen
Wohnungssektors erscheint®®, bleibt zumindest fragwiirdig, inwieweit die
politischen Voraussetzungen zur Durchfilhrung einer solchen alternativen
Krisenstrategie tatsichlich gegeben waren®®.

VIL

Der Versuch der offentlichen Hand, im Rahmen ihres breit angelegten
wohlfahrtsstaatlichen Instrumentariums auch die Struktur der Wohnungsan-
bieter zu beeinflussen, wirft abschlieBend die Frage nach moglichen Kon-
fliktlinien einer solchen Politik auf. Ein Konfliktfeld liegt nahe. Fir eine
wirtschaftsliberale Position mufite der politische Eingriff in das Wohnungs-
wesen den als optimal angenommenen Allokationsmechanismus des Marktes
aufer Kraft setzen und zur Kapitalverschendung fiihren. In der wohnungs-
wirtschaftlichen Auseinandersetzung ist diese Position damals u.a. von Fried-
rich von Hayek® vertreten worden. Auch extrem manchester-liberale Auf-

58 Ambrosius, Die 6ffentliche Wirtschaft in der Weimarer Republik (wie Anm. 6), S.
196.

59 Frank Schulz, Yinanzierungspotentiale offentlicher Wohnungspolitik im Kontext
dkonomischer Stagnation — Kompensatorische Finanzpolitik: IThre Notwendigkeit
und ihre Moglichkeiten, in: Novy, Wohnungswirtschaft jenseits reiner Skonomischer
Theorie (wie Anm. 7), S. 97-151.

60 Dietmar Petzina, Dice deutsche Wirtschaft in der Zwischenkriegszeit, Wiesbaden 1977,
S.107.

61 Friedrich von Hayek, Das Mieterschutzproblem. Nationalokonomische Betrachtungen,
Wien 1928 und ders., Wirkungen der Mietzinsbeschriankungen, Referat, in: Franz
Boese (Hrsg.), Verhandlungen des Vereins fiir Sozialpolitik in Kénigsberg 1930, Leip-
zig 1931, S. 153f1.

Gemeinniitzige Bauvereine im Wohnungswesen der Weimarer Republik 143

fassungen waren in den 20er Jahren anzutreffen. Der Bankpolitiker Lans-
burgh (Herausgeber der Zeitschrift ,,Die Bank*) vertrat 1923, einem Jahr, in
dem die Wohnungsnot nach allgemeiner Ansicht einen Hohepunkt erreicht
hatte, folgende Meinung®: ,.Die Gemeinden kénnen sich einen Luxus irgend-
welcher Art heute nicht gestatten, als solch ein Luxus muf heute u.a. auch
das ganze Wohnbau- und Siedlungsprogramm angesehen werden. Denn es gibt
keine Wohnungsnot mehr, sobald die heutige Wohnungspolitik abgebaut ist
und der steigende Mietpreis die Bevdlkerung zwingt, so eng zusammenzu-
riicken, wie es der nationale Wohlstandsminderung entspricht*.

Vom wirtschaftsiiberalen Standpunkt aus mufften auch die den gemein-
niitzigen Wohnungsunternehmen eingerdumten Steuervorteile als ungerecht-
fertigte Subventionierung eines Unternehmenszweiges mit wettbewerbs-
verzerrenden Wirkungen erscheinen, ein Vorwurf, der aus den Reihen der pri-
vaten Wirtschaft angesichts der Vorlage des Gemeinniitzigkeitsentwurfs er-
hoben wurde®. Wie hier kamen in vielen Stellungnahmen zu Fragen der zeit-
genossischen Wohnungspolitik nicht zuletzt die unterschiedlichen Interessen
gesellschaftlicher Gruppen und wirtschaftlicher Verbiinde zum Ausdruck®.

Tabelle 5: Wohnungsbauinvestitionen und gemeinniitzige Bautiitigkeit 19271934

Offentl. Mittel Mittel organi- Son- Wohnungsbau-
sierter Kre- stige titigkeit
(hierunter ditgeber gem. Bau-
Hauszinsst.) vereine'
in Mill. RM in Mill. RM
1927 1340 (780) 945 315
1928 1340 (775) 132§ 135 +15.9
1929 1230 (765) 1240 430 +20,1
1930 1010 (695) 1235 155 +11.2
1931 445 (325 645 110 - 23,7
1932 150 { 50) 175 475 - 70.5
1933 185 145 570 - 284
1934 275°? 375 830 + 54,0

1 Wachstum gegeniiber dem Vorjahr in v.H.
2 Neben Reichsbaudarlehen u.a. Sonderaktionen der Linder u. Gemeinden sowie
Rilckfliisse fritherer Hauszinssteuerdarlehen

Quelle: Walter Fey, Leistungen und Aufgaben, S. 14 und S. 19.

62 Zitiert nach Gitermann (wie Anm. 1), S. 146.

63 Hc_)rmann Schluckebier, Gemeinniitziger Wohnungsbau vom Standpunkt der freien
Wirtschaft unter Beriicksichtigung des zur Beratung stehenden Gemcinniitzigkeits-
gesetzentwurfes, in: Bauwirtschaft und Baurecht, 64. Jg., 1930, Nr. 1, S. 1-5 sowie
A. Heymann, Gemeinniitzigkeit im Wohnungsbau, in: Die Bank. 23. Jg., 1930, Nr.
12, S. 447-452.

64 Heinel, Unser Wohnungsbau im Tagesstreit der Meinungen, in: Deutsche Bauzeitung,
64. Jg., 1930, Nr. 21, S. 62ff. )
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Eine in unserem Zusammenhang interessante Konfliktlinie, die nicht
allein im Gegensatz von wohlfahrtsstaatsinterventionistischer und wirtschafts-
liberaler Position aufgeht, ergibt sich aus dem traditionell spannungsgelade-
nen Verhiltnis von Staat und Genossenschaft. Vom genossenschaftlichen
Standpunkt aus koénnen staatliche Interventionen und Reglementierungen
die genossenschaftliche Selbstverwaltung beeintrichtigen®. Tatsichlich lief
die Zusammenarbeit zwischen Genossenschaften und offentlichen Korper-
schaften in den 20er Jahren nicht ohne Konflikte auf beiden Seiten ab. Ein-
zelne Genossenschaftsvertreter sprachen von einer ,,Herabwiirdigung der Bau-
genossenschaften zu Organen behdrdlicher Stellen® und kritisierten vor allem
die Versuche einzelner Behérden, Einflu® auf die Gestaltung der Bauwerke
sowie die Auswahl der Bewohner zu gewinnen; dies sei die Folge finan-
zieller Abhingigkeit vom ,,Staatssickel”. Der preulische Minister fiir Volks-
wohlfahrt, Hirtsiefer, lobte — umgekehrt — zwar die vorteilhaften Bezie-
hungen zwischen Baugenossenschaften und Wohnungsfiirsorgegesellschaf-
ten, beklagte jedoch, dafl ,.die Genossenschaften hiufig die Bedeutung
und den Wert der treuhidnderischen Arbeit der Wohnungsfiirsorgegesellschaf-
ten verkennen und glauben, daf} ihnen durch diese halbstaatlichen Wohnungs-
reformwerkzeuge Abbruch getan wird*®. Die sich aus dem Spanmnungs-
verhiltnis von wohlfahrtsstaatlicher Intervention einerseits und genossen-
schaftlicher Selbstverwaltung andererseits ergebende Konfliktlinie trat
angesichts des Erlasses der Gemeinniitzigkeitsverordnung von 1930 noch
einmal hervor. Obgleich von den Bauvereinen selbst, namentlich vom Haupt-
verband Deutscher Baugenossenschaften eine reichseinheitliche Regelung
der Gemeinniitzigkeit gefordert worden war®’. stief die dann im Rahmen
der Notverordnung, unter Ausschlufl des Parlamentes erlassene Gemein-
niitzigkeitsregelung nicht auf die uneingeschrinkte Zustimmung bei allen
Vertretern der Baugenossenschaften. Vor allem der Nestor der Baugenossen-
schaftsbewegung, Albrecht®®, wandte sich entschieden gegen die Verordnung.
Seiner Meinung nach war sie ,,der offenkundigste Ausdruck fiir die Verken-
nung des Verhiltnisses zwischen Baugenossenschaften und Staat. Sie ist, statt

65 Siehe W. Krebs, Staatshilfe, in: V. Totomianz (Hrsg.), Internationales Handworter-
buch des Genossenschaftswesens, Bd. 2, Berlin 1928, S. 857ff. Vgl. hierzu auch die
neuere Kontroverse zwischen Boettcher und Neumann zur Frage der Vereinbarkeit
der im Wohnungsgemeinniitzigkeitsgesetz verankerten Baupflicht und dem in Anleh-
nung an die Schulze-Delitzsche Tradition betonten mitgliederbezogenen Forderungs-
auftrag der Wohnungsbaugenossenschaften: Manfred Neumann, Der genossenschaft-
liche Forderungsauftrag und die Gemeinniitzigkeit im Wohnungswesen im System der
sozialen Marktwirtschaft, in: Zeitschrift fiir das gemeinniitzige Wohnungswesen in
Bayern, Heft 6, 1983, S. 269ff. und Erik Boettcher, Genossenschaftlicher Forderungs-
auftrag und Wohnungsgemeinniitzigkeit — Stellungnahme zu einem Vortrag von Prof.
Dr. M. Neumann, in: Zeitschrift fir das gemeinniitzige Wohnungswesen in Bayern,
Heft 11, 1983, S. 573ff.

66 Hirtsiefer (wie Anm. 15), S. 517f.

67 Heinrich Albrecht, Der Entwurf zu einem Gesetz iiber die Gemeinniitzigkeit von Woh-
nungsunternehmen, in: Zeitschrift fiir Wohnungswesen, 27. Bd., 1929, H. 20, S. 257ff.

68 Gerhard Albrecht, Baugenossenschaftsbewegung und Gemeinniitzigkeitsverordnung,
in: Zeitschrift fiir Wohnungswesen, 29. Bd., 1931, I1. 16, S. 207f.
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lediglich die Merkmale des Begriffes der Gemeinniitzigkeit klar festzulegen,
benutzt worden, um bestimmte Grundsitze einer zeitbestimmten Wohnungs-
politik aufzustellen und in dic eigenen inneren Angelegenheiten der Bauge-
nossenschaften einzugreifen, sie behordlicher Aufsicht zu unterstellen®. Ziel
sei es offensichtlich, ,.die ganze Wohnungswirtschaft, soweit sie im Dienste
des Baues von Klein- und Mittelwohnungen steht, unter staatliche Kontrolle
zu stellen oder mehr oder weniger fest in die Hand des Staates zu nehmen*°.
Diese Auerungen Albrechts, von denen sich die Herausgeber der Zeitschrift
fuir Wohnungswesen, zugleich Organ des Hauptverbandes Deutscher Bauge-
nossenschaften, distanzierten, spiegelten letztlich die gewandelte Stellung
der Baugenossenschaften wider, die ihnen im Wohnungswesen der Weimarer
Republik zukam. Wohnungsbaugenossenschaften waren nicht mehr, wie noch
in den ersten 50 Jahren ihrer Entstehungsgeschichte, die iiberwiegend von
sozialgesinnten Biirgern angeregten und unterstiitzten Selbsthilfeinitiativen;
ihre Bedeutung als Instrumente zur Realisierung o6ffentlicher Aufgaben in
der Wohnungswirtschaft — wenn auch primir im unmittelbaren Dienste
nicht-staatlicher Gruppen — war vielmehr im Rahmen der neu entfalteten
wohlfahrtsstaatlichen Aktivititen der oOffentlichen Hand bewuft aufge-
griffen und gefordert worden. Die fiir Wohnungsbaugenossenschaften ty pi-
sche , Hilfe zur Setbsthilfe* wurde in finanzieller Hinsicht zu einem betricht-
lichen Anteil von offentlichen Stellen iibernommen. Durch diese Hilfe sowie
die weiteren staatlichen Mafnahmen zur Beeinflussung der wohnungswirt-
schaftlichen Angebotsstruktur wurden freilich nicht nur die beachtliche
Leistungsentfaltung der gemeinniitzigen Wohnungswirtschaft erst erméglicht,
sondern auch in ihrer ,,innerstrukturellen* Entwicklung neue Akzente ge-
setzt: gefragt war nun weniger die oft als unsolide und leistungsschwach gel-
tende Kleingenossenschaft, gefordert wurde zunehmend mehr das professio-
nelle Wohnungsunternehmen. Die Gemeinniitzigkeitsverordnung war in die-
sem Zusammenhang eher der rechtlich-institutionelle Niederschlag einer mit
der aktiven staatlichen Wohnungspolitik eingeleiteten und von einem iiber-
wicgenden Teil der Baugenossenschaften selbst mafigeblich mitgetragenen
wohnungswirtschaftlichen Entwicklung.

Die Bedeutung leistungsstarker Wohnungsunternchmen war auch in der
Gemeinwirtschaftsbewegung der freien Gewerkschaften erkannt worden.
Dort hatte man - wie oben skizziert — den Weg der Funktionstrennung
zwischen professioneller gemeinniitziger Grofgesellschaft und bestands-
orientierter Kleingenossenschaft beschritten. Hiermit bot sich eine — wenn
auch damals angesichts geringer Resonanz bei den Wohnungsbaugenossen-
schaften nur in kleinem Mafistab umgesetzte — reformpraktische Moglich-
keit an, die betriebswirtschaftliche Erkenntnis der Groflenvorteile (,,economies
of scale’) mit den sozialen und wohnkulturellen Vorteilen der chrenamt-
lich geleiteten Kleingenossenschaft zu verkniipfen. Die nach 1933 cinsetzende

69 Ebenda, S. 209.
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nationalsozialistische Konzentrations- und Gleichschaltungspolitik™, nament-
lich der Zwangszusammenschlu® von Genossenschaften sowie die verschirft
praktizierte Bediirfnispriiffung und Baupflicht, haben indessen nicht nur den
noch in den 20er Jahren anzutreffenden Typus der bestandsverwaltenden
Kleingenossenschaft faktisch verunméglicht, sondern auch jenen ProzeR ein-
geleitet, der die in der Wohnungsreformbewegung diskutierten und in Ansiit-
zen praktizierten Reformvorschlige zu ,,verschiitteten Formen der Gegen-
okonomie* hat werden lassen”. Gerade auf der Eroffnung neuer reformpoliti-
scher Spielrdaume, vor allem aber auf der Forderung des gemeinniitzig-genos-
senschaftlichen Reformwohnungsbaus mit seinen sozialpolitisch, stidtebau-
lich und wohnkulturell beachtlichen Ergebnissen, hatte nicht zuletzt der Er-
folg wohlfahrtsstaatlicher Mafinahmen im Wohnungswesen der Weimarer Re-
publik beruht.

70 Siche u.a. Rainer Schmecht, Strukturwandlungen der gemeinniitzigen Wohnungswirt-
schaft — dargestellt an der Entwicklung der dem Verband rheinischer Wohnungsun-
ternehmen angeschlossenen Mitgliederunternehmen —, Bonn 1976, S. 76ff.; Albert
Schepers, Genossenschaften im ,,Dritten Reich®, in: Klaus Novy u.a. (Hrsg.), Anders
leben (wic Anm. 20), S. 103ff.

71 Klaus Novy/Giinther Uhlig, ,,Wirtschaftsarchiologische* Bemithungen zur Vielfalt
verschiitteter 'ormen der Gegendkonomie, in: Hans-Jiirgen Wagener (Hrsg.), Demo-
kratisierung der Wirtschaft. Moglichkeiten und Grenzen im Kapitalismus, Frankfurt
a.M./New York 1980, S. 166-189.

[II. KOOPERATION UND KONFLIKT IN DER
INTERESSENPOLITIK

Werner Abelshauser

FREIHEITLICHER KORPORATISMUS IM KAISERREICH UND
IN DER WEIMARER REPUBLIK

L

Das ,,Jahrhundert des Korporatismus®! schien 1945 vorzeitig und unwider-
ruflich zu Ende zu gehen. Die stindische Idee, durch den deutschen National-
sozialismus und faschistische Regime in Ost-, Mittel- und Siideuropa diskre-
ditiert, gehorte unzweifethaft zur Verlustmasse des Zweiten Weltkrieges. Selbst
moderne Varianten Korporativer Interessenpolitik, wie der New Deal der Ara
Roosevelt?, traten nach Kriegsende unter gewandelten wirtschaftlichen und
sozialen Rahmenbedingungen in den Hintergrund, um Platz fiir einc Wieder--
kunft liberaler Grundsitze und Spielregeln in der Wirtschafts- und Gesell-
schaftspolitik zu machen. Vor allem in Westdeutschland und Italien, beides
Linder mit reichen, wenn auch zuletzt schmerzlichen Erfahrungen auf dem
Gebiet korporativer Interessenpolitik, wurde diese Tradition unter dem Ein-
druck einer auflerordentlich erfolgreichen wirtschaftlichen Entwicklung und
hoher gesellschaftlicher Stabilitit iiber drei Jahrzehnte hinweg nahezu vollig
aus dem offentlichen Bewuftsein verdringt.

Dies konnte auch fiir die historische Forschung nicht ohne Folgen bleiben.
So ist es bis in die unmittelbare Gegenwart hinein weit verbreitet, die erstaun-
liche Metamorphose des ausgehenden 19. Jahrhunderts, die Deutschland aus
riickstindiger Position zur fortgeschrittensten Industrienation Europas mach-
te, an der Elle angelsiichsischer Demokratie-Modelle und liberalen Vorstellun-
gen von Interessenreprisentation und Interessenvermittlung zu messen. Es
mufite aus dieser Perspektive tatsichlich wic ein ,,dcutscher Sonderweg™
erscheinen, daf sich in Deutschland zwar ein hochentwickeltes System von
Wirtschaftsverbinden und Interessenpolitik herausbildete, die parlamentari-
sche Demokratie und ihre Institutionen aber weit hinter dem zuriickblieben,
was sich in vergleichbaren Industriegesellschaften zur gleichen Zeit entwickelt
hatte. Auch schienen viele der ,,neuen* Institutionen, wie Korporationen,
Kartelle und Rite, eher der vorindustriellen Ordnungswelt entsprungen als
dem Geist des Kapitalismus der Hochindustrialisierungsperiode. Lag ¢s da
nicht nahe, die inneren Probleme der deutschen Gesellschaft, an denen es

1 Siehe dazu Mihail Manoilesco, Le siecle du corporatisme (1934), Paris 1936, S. 7.
2 Siehe dazu Maurizio Vaudagna, Corporativismo e New Deal, Torino 1981.



	Die Weimarer Republik als Wohlfahrtsstaat

	Inhaltsverzeichnis

	Gemeinnützige Bauvereine im Wohnungswesen der Weimarer Republik


